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Beschlussvorschlag:

1.  Die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB und der 
Beteiligung und der berührten Behörden nach § 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen und Anregungen zum Erneuten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 34.1 
„Wohngebiet Mühlenblick“ hat die Stadt Grevesmühlen unter Beachtung des 
Abwägungsgebotes mit folgendem Ergebnis, wie im Abwägungsvorschlag (Anlage 1) 
dargestellt, geprüft.
Es ergeben sich:
- zu berücksichtigende,
- teilweise zu berücksichtigende und
- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen.
Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Stadt Grevesmühlen 
zu Eigen und ist Bestandteil des Beschlusses.

2.  Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. 
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.

  
Sachverhalt:  
In Auswertung der vorliegenden und vorgeschlagenen Ergebnisse des Umlegungsverfahrens 
der Stadt Grevesmühlen (Stand Neuzuteilungsentwurf vom 22.03.2016) ergeben sich 
Änderungen des Planentwurfs. Die Abstimmung der Verwaltung mit dem Landkreis 
Nordwestmecklenburg Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 
am 31.03.2016 hat ergeben, dass eine zweiwöchige Öffentlichkeitsbeteiligung und eine 
Beteiligung der betroffenen Behörden für die beiden Änderungsbereiche festgelegt wurden.
Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 18.04.2016 in ihrer öffentlichen Sitzung 
den Beschluss über den erneuten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 34.1 gebilligt und zur 
Auslegung bestimmt. Dabei wurde auch bestimmt, dass nur Stellungnahmen und 
Anregungen zu den geänderten und ergänzten Teilen vorgebracht werden können.
Die Planunterlagen lagen vom 03.05.2016 bis zum 18.05.2016 gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
erneut und verkürzt aus. 
Zu den erneuten Entwürfen der Planunterlagen wurden Stellungnahmen von der 
Öffentlichkeit und von den berührten Behörden abgegeben. Hierbei wurden Stellungnahmen 
der Öffentlichkeit zu den unveränderten Teilen des Bebauungsplanentwurfes abgegeben. 
Diese wären somit als verspätete Stellungnahmen zu behandeln und die Stadtvertretung hat 
über die Behandlung oder Nichtbehandlung der Stellungnahmen in ihrem Ermessen zu 
entscheiden.
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Finanzielle Auswirkungen: 

  
Anlage/n:  

- Tabellarische Zusammenstellung der eingegangenen Stellungnahmen zum Erneuten 
Entwurf  des B-Planes Nr. 34.1 mit Abwägungsvorschlägen

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

zu 1. 

Die Stadt Grevesmühlen nimmt zur Kenntnis, dass eine Stellungnahme zum erneuten 

Entwurf nur von der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

erfolgt ist. 

zu 2. 

Die Stadt Grevesmühlen nimmt zur Kenntnis, dass mit den Festsetzungen zum erneuten 

Entwurf den Anforderungen an gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse Rechnung 

getragen wurde. In der Begründung wird noch ergänzt, dass empfohlen wird, bei 

Veräußerung der Grundstücke, die von Bebauung freizuhaltenden Flächen zur Sicherung 

der landesrechtlichen Vorschriften zu Brandschutzwänden als solche ebenso durch 

Eintragung einer Baulast oder durch eine grundbuchliche Sicherung zusätzlich 

sicherzustellen. 

 

zu 3. 

Die Festsetzung zur Dachgestaltung im Baugebiet WA 1wurde bereits im Vorgriff auf die 

Abwägungsentscheidung auf Hinweis der Verwaltung ergänzt und somit wurde die 

Anregung des Landkreises bereits mit erneuten Entwurfsunterlagen beachtet. Im 

Baugebiet WA 1 waren gemäß den Entwurfsunterlagen Walmdächer mit einer 

Dachneigung bis 20 Grad zulässig. Mit den erneuten Entwurfsunterlagen wurde die 

Zulässigkeit einer Dachneigung für Walmdächer von 30 bis 38 Grad zusätzlich 

festgesetzt. Zur Rechtsklarheit wird die Festsetzung zur zulässigen Dachneigung für 

Walmdächer präzisiert und es sind im Baugebiet WA 1 Walmdächer mit einer 

Dachneigung bis maximal 38 Grad zulässig. Mit dieser Festsetzung wird den 

Erweiterungswünschen der Stadt Grevesmühlen Rechnung getragen. 

 

zu 4. 

Die Stadt Grevesmühlen hat sich in der Abwägung zum Entwurf (vgl. Sachpunkt 4) mit 

den städtebaulichen Zielsetzungen zu den Dachformen und Dachneigungen im Baugebiet 

WA 1, wie in der Stellungnahme der Behörde dargestellt, auseinandergesetzt. Die 

Zielsetzung für Satteldächer besteht darin, größere Dachneigungen vorzusehen, um hier 

gestaltete Dachlandschaften zu entwickeln und dem Wohncharakter entsprechend 

Rechnung zu tragen. Bei geringen Dachneigungen wird nunmehr auf Flachdächer und 

Pultdächer orientiert. Die Walmdächer wurden den zulässigen Satteldächern 

gleichgestellt. Es wird den Erweiterungswünschen der Stadt Grevesmühlen Rechnung 

getragen. Die Baugebiete WA 4 und WA 5 standen in der Stellungnahme zum Entwurf 

nicht in Frage und waren nicht Inhalt der Stellungnahme oder bekanntgegebenen 

Abstimmungen mit der Verwaltung. Die städtebaulichen Zielsetzungen für die Baugebiete 

WA 4 und WA 5 sind bekannt, wurden umfangreich erörtert und bleiben bestehen. 

 

zu 5. 

Die Verschiebung der Baugrenze ist mit dem erneuten Entwurf bereits erfolgt. 

zu 6. 

Die Stadt Grevesmühlen nimmt zur Kenntnis, dass aus planungsrechtlicher Sicht keine 

weiteren Hinweise und Bedenken bestehen. 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Stadt Grevesmühlen nimmt zur Kenntnis,  dass aus Sicht der Umlegung keine 

Bedenken bestehen. Abwägungserhebliche Belange wurden nicht vorgetragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1. 

Die Begründung wird zu den Belangen der Niederschlagswasserbeseitigung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

zu 1. 

Die Stellungnahme wurde zu den Planunterlagen des erneuten Entwurfs abgegeben. Die 

Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat mit dem Beschluss über den erneuten Entwurf 

bestimmt, dass nur Stellungnahmen zu den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben 

werden können. Diese wurden in den ausgelegten Unterlagen deutlich gekennzeichnet. Die 

vorliegende Stellungnahme wurde zu den unveränderten Teilen des Bebauungsplanentwurfes 

abgegeben und wäre somit als verspätete Stellungnahme zu behandeln. Die Belange hätten 

sowohl im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf (Offenlage vom 

18.08.2015 bis 21.09.2015) als auch im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf 

(Offenlage vom 26.01.2016 bis 26.02.2016) vorgetragen werden können. Die Stadtvertretung 

der Stadt Grevesmühlen hat entschieden, den Inhalt der verspäteten Stellungnahme in die 

Abwägungsentscheidung einzubeziehen, um auf der sicheren Seite zu sein und zugleich sieht 

sie darin auch eine Ergänzung ihrer Abwägungsentscheidung. 

Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat sich alternativ mit der Entscheidung 

beschäftigt, den Inhalt der verspäteten Stellungnahme nicht in ihrer Abwägungsentscheidung 

einzubeziehen, da die Stadt Grevesmühlen den Inhalt der Stellungnahme nicht kannte. 

Belange dafür waren, dass sich der Stadt Grevesmühlen der Inhalt der Stellungnahme nicht 

aufdrängte, da die Planung die Realisierung eines allseits bekannten städtebaulichen 

Gesamtkonzeptes beinhaltet und die Einhaltung des bauordnungsrechtlich erforderlichen 

Mindestabstandes gewährleistet und durch Festsetzung teilweise überschritten wurde. Die 

Stadt Grevesmühlen hätte somit den Inhalt der Stellungnahme nicht kennen müssen. Der 

Inhalt der Stellungnahme berührt die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht. Die 

gesetzlichen Anforderungen der Landesbauordnung wurden hinreichend beachtet. Die 

Stadtvertretung hat sich jedoch dafür entschieden, die Stellungnahmen in die 

Abwägungsentscheidung einzubeziehen.  

 

zu 2. 

Die Grundlage für die Entwicklung des Wohnstandortes Mühlenblick bildet das 

städtebauliche Gesamtkonzept von September 2012, in dem die Bebauung und Entwicklung 

des Standortes dargestellt ist. Das städtebauliche Gesamtkonzept zur Nachnutzung der 

vorhandenen Flächenpotentiale wurde im Bauausschuss am 27.09.2012 bestätigt. Eine 

Aufgliederung in verschiedene Teilbereiche begründet sich in den unterschiedlichen 

Planverfahren und der Berücksichtigung der Belange des Landwirtschaftsbetriebes zur 

Gewährleistung gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse innerhalb des geplanten 

Wohnstandortes. Mit dem Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen wurde der 1. 

Teilbereich des Gesamtkonzeptes planungsrechtlich vorbereitet und ist seit dem 20.06.2014 

rechtskräftig. Mit dem Bebauungsplan Nr. 34.1 der Stadt Grevesmühlen soll der zweite 

Teilbereich des Gesamtkonzeptes planungsrechtlich zum Abschluss gebracht werden. Die 

Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 34.2 ist maßgeblich von der Realisierung der 

getroffenen Schallschutzanforderungen abhängig. Im Baugebiet WA 2 des Bebauungsplanes 

Nr. 34.1, das Baugebiet beinhaltet die Grundstücke Nr. 7 und Nr. 8, wurden aus 

städtebaulichen Gründen die Festsetzungen analog den Ausnutzungskennziffern des 

Baugebietes WA 2 des Bebauungsplanes Nr. 30, also nördlich gelegen, getroffen.  

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

weiter zu 2. 

Die städtebaulichen Ausnutzungskennziffern gelten ebenso für das Baugebiet WA 3 im 

Bebauungsplan Nr. 34.1. Die Festsetzungen wurden unter Berücksichtigung des 

städtebaulichen Gesamtkonzeptes getroffen. Für das Baugebiet WA 2 im Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes Nr. 30 wurden aufgrund der Südorientierung zusätzliche 

Festsetzungen durch Baugrenzen getroffen, die die Südlage berücksichtigen und über den 

gesetzlichen Mindestabständen der LBauO M-V von 3,00 m liegen. Eine 

Beeinträchtigung der bereits vorhandenen Bebauung durch die Weiterführung der 

Bebauung mit analogen städtebaulichen Ausnutzungskennziffern drängt sich der Stadt 

Grevesmühlen nicht auf. Es besteht das Ziel der Stadt Grevesmühlen, Vorgaben für die 

städtebauliche Ordnung und Gestalt des Gebietes zu treffen. Dafür ist die Firstrichtung ein 

wichtiges Instrument. Aus energetischen Gründen sind nach Überprüfung die 

Gebäudestellungen gut geeignet. Da die Dachflächen in westliche und südliche Richtung 

Möglichkeiten für solare Energienutzung durch die vorgegebene Firstrichtung enthalten, 

sollte ein Abweichen weitestgehend ausgeschlossen sein. Für einen ausnahmsweise 

zutreffenden Fall, der zu begründen ist, wird die Ausnahmeregelung getroffen. Aus 

diesem Grund wurde die Festsetzung unter Punkt 3.2 der textlichen Festsetzungen 

getroffen. 

Die realisierte Bebauung im Bebauungsplan Nr. 30 in Angrenzung an den Bebauungsplan 

Nr. 34.1 wurde gebührend unter Berücksichtigung der Südausrichtung der Gebäude 

beachtet. Die Überschreitung der bauordnungsrechtlichen Mindestabstände von 3,00 m 

durch Festsetzung im WA 2-Gebiet stellt keine Missachtung der vorhandenen Bebauung 

dar. Die gesetzlichen Vorgaben des EEWärmeG gelten auch für die Neubebauung mit den 

wie im Bebauungsplan Nr. 30 sonst geltenden bauordnungsrechtlichen Mindestabständen 

von 6,00 m. 

Auch eine Alternative wurde durch die Stadt Grevesmühlen betrachtet. Das wäre 

gleichbedeutend damit, dass die Stadt Grevesmühlen von den städtebaulichen 

Zielsetzungen des Gesamtkonzeptes abweicht und für die Baugebiete WA 2 und WA 3 

Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen und der Dachneigung entsprechend dem 

Baugebiet WA 1 im Bebauungsplan Nr. 34.1 (THmax 4,00 m, FHmax 8,00 m, DN 30° bis 

38°) treffen würde. Eine Überprüfung der zulässigen Dachformen wäre dann analog zu 

führen und es wären Satteldächer und Walmdächer zulässig. Aus Sicht der Stadt 

Grevesmühlen würden die städtebaulichen Zielsetzungen nur teilweise umgesetzt werden 

und die Bebauung des WA 2-Gebietes im Bebauungsplan Nr. 30 (3 Grundstücke) würde 

hervortreten. Die Änderung der Höhe der baulichen Anlagen und die damit verbundenen 

weiteren Änderungen des städtebaulichen Konzeptes würden eine erneute öffentliche 

Auslegung und eine Beteiligung der betroffenen Behörden erforderlich machen. Unter 

Beachtung ihres städtebaulichen Gesamtkonzeptes ändert die Stadt Grevesmühlen die 

Festsetzungen für das WA 2-Gebiet nicht. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

zu 3. 

Die Stadt Grevesmühlen hat wie bereits dargelegt, die Südausrichtung der Gebäude 

berücksichtigt. Im Baugebiet WA 2 des Bebauungsplanes Nr. 34.1 beträgt der Abstand der 

Baugrenze zur nördlichen Grundstücksgrenze 5,00 m, so dass eine Berücksichtigung der 

Bebauung im Bebauungsplan Nr. 30 erfolgte. Im Baugebiet WA 1, Grundstück Nr. 6, beträgt der 

Abstand der Baugrenze zur nördlichen Grundstücksgrenze 3,00 m und entspricht dem 

bauordnungsrechtlichen Mindestabstand von 3,00 m. Im Vergleich zum Baugebiet WA 2 wurden 

für das Baugebiet WA 1 verringerte Festsetzungen zur Firsthöhe und zur Dachneigung getroffen, 

so dass auch hier eine Berücksichtigung der Bebauung im Bebauungsplan Nr. 30 erfolgte. 

Darüber hinaus hat die Stadt Grevesmühlen eine Alternative überprüft. Eine Rücknahme der 

Baugrenzen um 2,00 m auf 5,00 m wie im Baugebiet WA 2 wäre aus städtebaulichen Gründen 

durchaus vertretbar, jedoch nicht zwingend erforderlich. Auch an anderer Stelle innerhalb des 

Plangebietes wurde auf einen Abstand der Baugrenze von 5,00 m zur Grundstückegrenze 

abgestellt. Da es sich jedoch um die Schmalseite der festgesetzten überbaubaren Fläche in Bezug 

auf das nördlich gelegene Plangebiet handelt, wird dies nicht als zwingend erforderlich erachtet. 

Eine Verschiebung der Baugrenze würde zwar keine Offenlage erforderlich machen, da die 

Belange des Einzelnen ohne Auswirkung auf Dritte überprüft würden. Die bauliche Ausnutzung 

des Grundstücks Nr. 6 im WA 1-Gebiet soll nicht zusätzlich eingeschränkt werden, da 

eingeschätzt wird, dass die Festsetzung verhältnismäßig ist. Gesamtheitlich betrachtet 

überschreitet der Abstand zwischen den Baugrenzen bei Weitem den gesetzlich vorgeschriebenen 

Mindestabstand von 6,00 m und gewährleistet eine Belichtung und Besonnung der vorhandenen 

Bebauung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 30. Die Stadt Grevesmühlen behält die 

Festsetzung der Baugrenze gemäß den bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen bei. 

 

zu 4. 

Die festgesetzten Baugrenzen im WA 2-Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 30 berücksichtigen eine 

Anordnung der Gärten und Terrassen in südlicher Ausrichtung, aus diesem Grund enden die 

Baufenster in einem größeren als nach Landesbauordnung erforderlichen Abstand vor der 

Grundstücksgrenze, um Freiflächen außerhalb der Baugrenze, die nicht überbaut werden dürfen, 

zu belassen.  

Die Baugrenzen im Bebauungsplan Nr. 34.1 wurden im WA 2-Gebiet mit einem größeren als dem 

gesetzlich Mindestabstand von 3,00 m getroffen, im WA 1-Gebiet mit dem gesetzlichen 

Mindestabstand von 3,00 m jedoch mit verringerten Ausnutzungskennziffern zur Firsthöhe und 

zur Dachneigung. Der Abstand zwischen den Baugrenzen in Angrenzung der beiden Plangebiete 

überschreitet den gesetzlich vorgeschriebenen Mindestabstand im Vergleich zu allen anderen 

Grundstücken in beiden Plangebieten untereinander. 

 

zu 5. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 30 gilt für alle Grundstücke unter Berücksichtigung 

der Südausrichtung nur der gesetzlich vorgeschriebene Mindestabstand von 3,00 m zur 

Grundstücksgrenze. Lediglich im Baugebiet WA 2 im Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 30 

erfolgte die Beachtung der Südausrichtung unter dem Gesichtspunkt der zukünftigen Bebauung 

des Gesamtkonzeptes.  

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

9 von 19 in Zusammenstellung



Anlage 1 zum Beschluss 2016-________- Bebauungsplan Nr. 34.1 der Stadt Grevesmühlen „Wohngebiet Mühlenblick“ östlich des Rosenweges  

 8 

 

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

weiter zu 5. 

Es wurde somit innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 30 nicht explizit auf den 

größtmöglichen Abstand zwischen den Häusern geachtet sondern auf den gesetzlich 

vorgeschriebenen Mindestabstand von 6,00 m abgestellt. Für die Bebauung am Rosenweg 

bestehen keine anderen Anforderungen als im übrigen Geltungsbereich. 

Die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen wurden im WA 1-Gebiet des 

Bebauungsplanes Nr. 30 unter Berücksichtigung der Einhaltung der gutachterlichen 

Anforderungen an den Schallschutz getroffen. Aus städtebaulichen Gründen wurde mit 

der Festsetzung der Baulinie die vorhandene städtebauliche Struktur des Rosenweges 

aufgenommen. 

 

zu 6. 

Die Stadt Grevesmühlen hat sich hinreichend mit der Entwicklung des Gesamtstandortes 

und den unterschiedlichen Höhenfestsetzungen auseinandergesetzt und dies in der 

Begründung zum Bebauungsplan dargelegt. Zur höhenmäßigen Entwicklung der 

Bebauung werden unterschiedliche Festsetzungen getroffen. Die Vorgaben sind im Text 

Teil B entsprechend enthalten. Die Höhenfestsetzungen werden gemäß dem 

städtebaulichen Konzept getroffen. Hier wurden die verschiedenen Bereiche mit einer 

unterschiedlichen Höhenentwicklung i.V.m. der maximal zulässigen Dachneigung 

berücksichtigt. Aufgrund der vorhandenen Siedlungsstruktur und unter Berücksichtigung 

der Schallschutzanforderungen dienen die festgesetzten Höhen der Hauptbaukörper der 

Vermeidung einer übersteigerten Höhenentwicklung der Gebäude und der Sicherung 

gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse. Ebenso soll einer Beeinträchtigung des Orts-und 

Landschaftsbildes vorgebeugt werden.  

Im bestehenden westlich angrenzenden Wohngebiet sind flach geneigte symmetrische 

Dächer typisch. Diese Struktur wird im angrenzenden WA 1 unter Beachtung der 

heutigen Anforderungen an den individuellen Eigenheimbau aufgenommen. Mit dieser 

Festsetzung wird den Erweiterungswünschen der Stadt Grevesmühlen Rechnung 

getragen. Neben der maximal zulässigen Traufhöhe wird auf Grund von zulässigen 

Dachneigungen  bis 38 Grad für zulässige Sattel- und Walmdächer auch eine maximal 

zulässige Firsthöhe festgesetzt, um einer übersteigerten Höhenentwicklung entgegen zu 

wirken.  

Im Baugebiet WA 4 wurde die Festsetzung zur Höhe der baulichen Anlagen unter 

Berücksichtigung der gutachterlich getroffenen Schallschutzanforderungen zur 

Gewährleistung gesunder Wohn- und Lebensverhältnisse getroffen. Der Ausbau eines 

Dachgeschosses ist in diesem Bereich unzulässig. Im Baugebiet WA 5 wurde die 

Festsetzung zur Höhe der baulichen Anlagen unter Berücksichtigung des Orts- und 

Landschaftsbildes getroffen. Die Bebauung in diesem Bereich stellt gemäß dem 

städtebaulichen Gesamtkonzept den Übergang in die freie Landschaft dar und 

berücksichtigt in angemessener Weise den historischen Gewässerlauf des angrenzenden 

Walkmühlengrabens.  

In den Baugebieten WA 2 und WA 3, ist die Errichtung von Gebäuden mit 

symmetrischen Steildächern zulässig. Hierbei handelt es sich um den zentralen Bereich 

des Plangebietes.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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weiter zu 6. 

Die Festsetzung dient der positiven Gestaltung des Ortsbildes und zielt auf die Bündelung 

der Hauptgebäude mit steil geneigten Satteldächern im zentralen Bereich des Plangebietes 

ab. Die Festsetzung einer maximalen Firsthöhe von 9,00 m berücksichtigt die Zulässigkeit 

der Steildächer in den Baugebieten WA 2 und WA 3. 

 

zu 7. 

Die städtebaulichen Gründe für die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen in 

Verbindung mit der zulässigen Dachneigung wurden in dem Abwägungsvorschlag 

dargelegt. Eine Änderung der Höhe der baulichen Anlagen wie in Sachpunkt 2 dieser 

Abwägung dargelegt, erfolgt entsprechend der Entscheidung zu Sachpunkt 2. 

Das Grundstück Nr. 9 befindet sich im Baugebiet WA 5 bei einer zulässigen Firsthöhe 

von maximal 6,00 m und einer Dachneigung von ≤ 20°. Dieses Grundstück befindet sich 

südöstlich des Baugebietes WA 2, so dass eine Änderung der Ausnutzungskennziffern 

nicht nachvollziehbar ist und keine Berücksichtigung findet. 

 

zu 8. 

Die ausreichende Belichtung, Besonnung und Belüftung der Grundstücke im Baugebiet 

WA 2 ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben gewährleistet. Es handelt sich um eine 

Bebauung, die der vorhandenen Bebauung in ihren Ausnutzungskennziffern – Höhe der 

baulichen Anlage im Gebiet WA 2, Nr. 7 und Nr. 8 entspricht und im WA 1 – Nr. 6 hinter 

den getroffenen Festsetzungen zurückbleibt. Die Bebaubarkeit des Grundstücks Nr. 9 im 

Baugebiet WA 4 bleibt aufgrund der zu beachtenden Schallschutzanforderungen erheblich 

hinter den Festsetzungen des Baugebietes WA 2 im Bebauungsplan Nr. 30 zurück und 

befindet sich nicht in direkter südlicher Angrenzung des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes Nr. 30. Ein Wertverlust der Grundstücke durch die Weiterführung der 

Bebauung auf Grundlage des städtebaulichen Konzeptes ist für die Stadt Grevesmühlen 

nicht erkennbar. Die Entwicklung des Gesamtstandortes entspricht dem städtebaulichen 

Gesamtkonzept an diesem Standort. Die Entwicklung des Standortes ist geeignet durch 

die Nachnutzung von ehemals bebauten und anthropogen vorbelasteten Flächen eine 

nachhaltige Stadtentwicklung zu gewährleisten. Dies entspricht auch dem Grundsatz vom 

sparsamen Umgang mit Grund und Boden, dem auch innerhalb des Plangebietes mit der 

Festsetzung von Baugrenzen Rechnung getragen wurde. Die Belange des Einzelnen nach 

größtmöglicher Besonnung des Grundstücks (die Anforderungen der LBauO M-V sind 

ohnehin zu beachten), stellt die Stadt Grevesmühlen hinter den Belang der Allgemeinheit 

– den sparsamen Umgang mit Grund und Boden und hier der Nachnutzung von Flächen 

vor Inanspruchnahme von Flächen für die Landwirtschaft zurück. Das städtebauliche 

Konzept und die Planungsziele der Stadt Grevesmühlen stellen auf die Notwendigkeit zur 

Bereitstellung neuer Flächen für Wohnbebauung zur Absicherung des Eigenbedarfs an 

Wohnraum ab. Die Nutzung regenerativer Energien steht bei den Planungszielen nicht 

ausdrücklich im Vordergrund.. Es liegen nach Aussage der Verwaltung keine 

Energiekonzepte oder ähnliches im Sinne einer informellen Planung vor, die ausdrücklich 

zu berücksichtigen wären. Dennoch sind alle Planungen darauf auszurichten, regenerative 

Energien zu fördern und den Energieverbrauch zu reduzieren.  

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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weiter zu 8. 

Dies wurde mit der Festsetzung von Baugrenzen und Festsetzungen zur Stellung baulicher 

Anlagen in beiden Plangebieten beachtet. In der Abwägung öffentlicher und privater 

Belange gegeneinander und untereinander wird dem sparsamen Umgang mit Grund und 

Boden und der Einhaltung der Anforderungen der LBauO M-V sowie der Notwendigkeit 

der Bereitstellung neuer Flächen für Wohnbebauung zur Absicherung des Eigenbedarfs 

für Wohnraum der Vorrang eingeräumt. 

 

zu 9. 

Für das Wohngebiet Mühlenblick lag ein gesamtheitliches städtebauliches Konzept aus 

dem Jahr 2012 vor, welches mit der Stadt Grevesmühlen und dem 

Vorhabenträger/Projektentwickler abgestimmt war. Eine Abweichung von den 

Zielsetzungen des städtebaulichen Konzeptes ist nicht erfolgt, so dass die gesamtheitliche 

Planung hinreichend bekannt war. Die Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes erfolgt 

wie bereits unter Sachpunkt 2 dargelegt. 

 

zu 10. 

Die im Baugebiet WA 2 im Bebauungsplan Nr. 34.1 zulässige Firsthöhe und 

Dachneigung unterscheidet sich nicht von den Festsetzungen des Baugebietes WA 2 im 

Bebauungsplan Nr. 30 hinsichtlich der zulässigen Firsthöhe und Dachneigung. Die Zahl 

der Vollgeschosse wurde grundsätzlich auf 1 Vollgeschoss begrenzt, so dass die 

Errichtung von 4 Geschossen somit nicht möglich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht zu berücksichtigen. 
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zu 11. 

Die Stadt Grevesmühlen stellt klar, dass es sich nicht um die erste Offenlage des 

Bebauungsplanes Nr. 34.1 handelt, sondern um die erneute Offenlage der Planunterlagen. 

Die Planunterlagen zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 34.1 lagen gemäß § 3 Abs. 

1 BauGB in der Zeit vom 18.08.2015 bis 21.09.2015 öffentlich zu jedermanns 

Einsichtnahme gemäß Bekanntmachung aus. Die Planunterlagen zum Entwurf des 

Bebauungsplanes Nr. 34.1 lagen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 26.01.2016 bis 

26.02.2016 öffentlich zu jedermanns Einsichtnahme gemäß Bekanntmachung aus. Die 

Bekanntmachung der Offenlage erfolgt gemäß gültiger Hauptsatzung der Stadt 

Grevesmühlen. Dort ist in § 13 „Öffentliche Bekanntmachungen“ geregelt, dass die 

öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt durch Abdruck in der Tageszeitung 

Ostseezeitung, Grevesmühlener Zeitung, erfolgen. 

 

zu 12. 

Die vorgetragenen Belange werden im Rahmen dieser Abwägungsdokumentation 

behandelt; vgl. die einzelnen Sachpunkte mit der Entscheidung.  

 

Nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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wie Abwägung IV.1 
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